
Privatwirtschaft auch morgen noch Kunden hat – in Zei-
ten zunehmender Verlagerung in den Onlinehandel und 
des demografischen Wandels.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit an dieser Stel-
le.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Matthias W. Birkwald für die 

Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der SPD: 

Matthias, sei nett!)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Der vorliegende Antrag der Unionsfraktion hat ein 
neues Level an übermütiger Selbstbeweihräucherung und 
politischer Vergesslichkeit erreicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe von der CDU/CSU: 
Eijeijei! )

Während Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
CDU/CSU-Fraktion, ganze 16 Jahre – ich kann es Ihnen 
nicht ersparen – die Bundesregierung geführt haben, sind 
die durchaus vorhandenen Verbesserungen in dieser Zeit 
doch sehr überschaubar. Noch immer scheitern zahlrei-
che Menschen mit Behinderungen beispielsweise an Bar-
rieren im Kino, beim Einkaufen, beim Sport, im Straßen-
verkehr, in und mit Behörden oder im Gesundheitswesen.

Dass Sie in Ihrer Zeit als Regierungsfraktion jedoch 
vollkommen beratungsresistent waren, zeigt sich an Ih-
rem Abstimmungsverhalten in der Vergangenheit. 2020 
hatte die Linksfraktion zehn Anträge für eine bessere 
Barrierefreiheit eingebracht. Die haben Sie alle abge-
lehnt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Die von der 
SPD haben die auch abgelehnt!)

Stattdessen mussten wir uns anhören: Machen wir, ist 
gemacht, wird gemacht, haben wir längst erledigt. – Un-
sinn; denn Ihre Bilanz ist verheerend:

Barrierefreier Wohnraum ist in Deutschland Goldstaub 
und in der Realität leider völlig unbezahlbar. Das Statis-
tische Bundesamt beziffert den Anteil an barrierefreien 
Wohnungen auf nur 1,5 Prozent.

Die gleiche verheerende Bilanz auf dem Arbeitsmarkt: 
Der Anteil der langzeitarbeitsuchenden Menschen mit 
Behinderungen stieg von 41,2 Prozent vor der Pandemie 
auf 46,5 Prozent danach.

Und auch die Kritik der Monitoring-Stelle der UN- 
Behindertenrechtskonvention zum Gesundheitswesen ist 
eindeutig: Sie stellt erhebliche Defizite fest – Zitat –:

Infolge der knappen Ressourcen in der Pandemie 
haben die Barrieren und Benachteiligungen für diese 
Personen

– für Menschen mit Behinderungen –
noch zugenommen.

Konkret heißt das, dass lediglich jede vierte Arztpraxis 
auch für Menschen mit Behinderungen zugänglich ist. 
Und das ist völlig inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Jens Beeck [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU-Frak-
tion, bei all Ihrem oppositionellen, freundlichen Optimis-
mus: Diese Zahlen sind Ihre Zahlen des Scheiterns für die 
Politik Ihrer Regierungszeit seit 2005; und daran ändern 
auch einige gute Vorschläge in Ihrem Antrag nichts. Et-
was erfreulicher ist allerdings, dass Ihre damalige Junior-
partnerin, die SPD, nach langen Jahren des Nichtstuns 
und Abstreitens

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD)

das Problem zumindest erkannt hat und diese Woche ein 
Eckpunktepapier für mehr Barrierefreiheit vorgestellt 
hat. Gut so!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Integraler Bestandteil dieses Konzeptes ist ein noch zu 
gründender Beirat für die „Bundesinitiative Barrierefrei-
heit“, der bis 2025 ein Papier vorlegen möge. Das ist 
unambitioniert, meine Damen und Herren; denn das be-
deutet für die Betroffenen, dass sie vor dem Jahre 2030 
sicherlich wenig an Umsetzung und realer Verbesserung 
zu erwarten haben; und das ist schlecht. Das Konstrukt 
eines solchen Beirates darf nicht zu einer weiteren Ver-
schleppung von mehr Barrierefreiheit führen.

Als Linker sage ich – letzter Satz –: Wir brauchen 
unverzüglich mehr Barrierefreiheit. Also, liebe Ampel-
koalition, kommen Sie in die Gänge, und zeigen Sie der 
Union, dass Sie es besser können! Die Menschen mit 
Behinderungen würden es Ihnen danken.

Und ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Jens Beeck 

das Wort.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Oellers, ich habe es beim letzten 
Mal gemacht, ich mache es nicht schon wieder. Ich finde 
es jedoch wirklich bemerkenswert, dass in Ihrem wiede-
rum genau 20 Punkte umfassenden Papier wieder 
12 Punkte aus dem Koalitionsvertrag und dem aktuellen 
Eckpunktepapier kommen

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wieder abgeschrieben!)

und sich ganz vieles andere an die Länder richtet.
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Aber wir sind im Advent, und deswegen will ich den 
Schwerpunkt nicht so sehr wie der Kollege Birkwald 
darauf legen, was in der Vergangenheit alles nicht funk-
tioniert hat, sondern ich will ihn darauf legen, dass es 
tatsächlich nur mit einer breiten Mehrheit in diesem 
Hause und in den Ländern möglich sein wird, die von 
Ihnen hier adressierten offenen Baustellen wirklich an-
zugehen. Das will ich im Einzelnen einmal machen:

Das unter Ziffer 1 Geforderte – verbesserte Programme 
für mehr Barrierefreiheit, gefördert durch KfW und an-
dere – hatte einen haushalterischen Höhepunkt im 
Jahr 2013 unter Schwarz-Gelb. Danach sind die Mittel 
allerdings weniger geworden. Jetzt wachsen sie wieder 
deutlich auf. Den gemeinsamen Appell haben wir in 
den Haushaltsberatungen also umgesetzt.

Sie fordern dann die Verpflichtung Privater mit einer 
Übergangsfrist von fünf Jahren. Das freut mich sehr; 
denn die Koalitionsfraktionen, die damals in der Opposi-
tion waren, hatten Ihnen – Sie erinnern sich – bei der 
Umsetzung der EU-Richtlinie – unserem Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetz – vorgeworfen, dass Sie 2025 zum 
Teil, aber in der Masse eigentlich 2040 reingeschrieben 
haben.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Die berühmten Bankautomaten, um das noch mal zu sa-
gen, müssen in Deutschland nach dem, was Sie in der 
letzten Wahlperiode, vor wenigen Jahren, beschlossen 
haben, erst 2040 barrierefrei sein, und dann übrigens 
nicht mal barrierefrei aufgestellt; sie können also 2040 
zwar barrierefrei sein, aber hinter einer Treppe stehen. 
Das werden wir ändern. Das haben wir im Koalitions-
vertrag auch schon adressiert. Ich freue mich aber, dass 
wir das jetzt gemeinsam machen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Sie fordern dann, den öffentlichen Raum des Bundes 
noch mal zu untersuchen, um eine Liste aufzustellen und 
diese dann abzuarbeiten. Da sind wir ein Stück weiter, 
sowohl im Koalitionsvertrag als auch im Eckpunktepa-
pier der Bundesregierung. Wir wollen bauen und Barrie-
refreiheit herstellen; das steht sehr klar drin. Auch da 
freuen wir uns über Ihre Unterstützung, wenn es um die 
haushalterischen Mittel geht.

Sie reden dann – das hat mich besonders überrascht – 
vom Personenbeförderungsgesetz und dem Abweichen 
vom Standard der Barrierefreiheit in der Mobilität. Das 
hätten Sie eigentlich noch besser wissen müssen als ich; 
denn 2011 hat Schwarz-Gelb § 8 Absatz 3 Satz 3 Per-
sonenbeförderungsgesetz geändert und gesagt: Zum 
1. Januar 2022 erreichen wir im Regelfall die Barriere-
freiheit.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Im Regelfall!)

– Ja, Sie haben zugehört. – Allerdings reden Sie in Ihrem 
Antrag von einer Frist, die abgelaufen ist. Deswegen 
haben wir im Koalitionsvertrag sehr deutlich gesagt: 
Wir wollen jetzt nicht noch weitere Ausnahmetat-
bestände schaffen, sondern wir wollen alle Ausnahme-

tatbestände bis 2026 beenden. Dafür wollen wir die ge-
setzlichen Voraussetzungen in dieser Wahlperiode 
schaffen. Ich bin sehr beruhigt, dass uns ein führender 
Vertreter der Union dabei hilft, die Länder davon zu über-
zeugen, dass das der einzig richtige Weg ist. Machen wir 
das, Herr Oellers, zusammen!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie fordern dann an verschiedenen Punkten zu Recht, 
dass wir auch im Fernverkehr und im Regionalverkehr – 
übrigens der Deutschen Bahn – auf Barrierefreiheit set-
zen. Auch da erinnern Sie sich vielleicht daran, dass wir 
hier in den Jahren 2020 und 2021 eine Auseinanderset-
zung darüber hatten, dass unter Ihren Verkehrsministern 
die Deutsche Bahn Bestellungen für Fahrzeuge ausgelöst 
hat – die vermutlich nicht einmal in dieser Wahlperiode 
geliefert werden, aber dann 20, 30, 40 Jahre auf der 
Schiene sind –, bei denen von Barrierefreiheit überhaupt 
nicht die Rede sein kann.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Peinlich! Peinlich!)

Im Regionalverkehr bei mir im Wahlkreis, in ganz 
Niedersachsen, aber auch im Rest der Republik ist es 
so, dass es die privaten Bahnen durchaus schaffen, im 
Regionalverkehr Verkehrsmittel einzusetzen, in die ich 
beispielsweise auch in einem Rollstuhl eigenständig ein-
steigen und meinen Sitzplatz erreichen kann. Die Regio-
nalzüge der Bahn, die bei mir fahren, erlauben mir zwar 
auch den Einstieg. Aber dann stehe ich nur noch vor zwei 
steilen Treppen – einer nach oben und einer nach unten. 
Solche Fahrzeuge haben Sie erneut bestellt. Wir haben 
sehr klar adressiert, dass wir diese Praxis nicht nur ge-
setzgeberisch, sondern auch als Eigentümer der Bahn 
beenden werden.

Ich freue mich sehr, dass der Niederflur-ICE des spa-
nischen Unternehmens Talgo alles, was Sie hier auf-
schreiben, bereits erfüllt. Umso unerfreulicher ist es, 
dass er nicht ausgeliefert wird, weil es mit den Produkti-
ons- und Lieferketten an der Stelle Probleme gibt. Er wird 
kommen. Ich bin sehr fest davon überzeugt, dass wir 
diese technischen Geräte auch in deutlich größeren 
Mengen bestellen werden. Dann haben wir auch hier 
einen gemeinsamen Punkt.

Ein letzter Satz zu den Assistenzhunden. Wir haben 
darauf hingewiesen, dass Sie im letzten Jahr den Zutritt 
geregelt haben. Tatsächlich aber funktioniert er nicht. 
Ganz herzlichen Dank an das BMAS, Frau Kollegin 
Kramme, dass wir die Assistenzhundeverordnung mit 
der einheitlichen Kennzeichnungspflicht noch in diesem 
Jahr veröffentlichen werden. Dann können wir das, was 
Sie auch schon gesetzgeberisch wollten, endlich umset-
zen. Dass wir außerdem Haushaltsmittel haben, um 
100 Mensch-Tier-Paare zu fördern, ist ein weiterer sehr 
guter Punkt. Also, wir sind auf einem gemeinsamen guten 
Weg. Adventliche Stimmung: Lassen Sie es uns zusam-
men machen!

Frau Präsidentin, herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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